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„In einer Zeit großer Spannungen ist es wichtig, dass Parlamente den politischen Dialog
aufrechterhalten“, sagt Detlef Seif (CDU/CSU), Leiter der deutschen Delegation zur
Parlamentarischen Versammlung der Union für das Mittelmeer (PV-UfM), die vom 3. bis 5.
Juli 2026 zu ihrer Jahrestagung in Kairo zusammenkam. Parlamentarische Diplomatie will
ihren Beitrag leisten, um die Konflikte im Nahen Osten zu überwinden, so Seif.

Im Interview spricht der Innen- und Europapolitiker über die Ergebnisse der Jahrestagung sowie
darüber, wie dauerhafter Frieden im Nahen Osten gelingen kann – „Frieden ist nur möglich, wenn er
in den Köpfen der Menschen beginnt und sich Regierungen klar vom Terrorismus distanzieren“ –
und: dass Künstliche Intelligenz den jungen Menschen Perspektiven eröffnen und wirtschaftliche
Entwicklung und Wohlstand in der Region rund um Europa fördern kann. Das Interview im Wortlaut:

Herr Seif, was ist aus Ihrer Sicht das wichtigste Ergebnis der Jahrestagung in Kairo?

Die Jahrestagung hat gezeigt, dass die PV-UfM auch in einer äußerst schwierigen geopolitischen
Lage handlungsfähig bleibt. Es ist den Vertretern der EU-Länder und der Mittelmeeranrainer
gelungen, eine gemeinsame Abschlusserklärung zu verabschieden, die sowohl den aktuellen
Konflikten im Nahen Osten als auch Zukunftsthemen, wie Künstliche Intelligenz, Jugendbeteiligung
und Frauenförderung Rechnung trägt. Gerade in einer Zeit großer Spannungen ist es wichtig, dass
Parlamente den politischen Dialog aufrechterhalten und gemeinsame Positionen entwickeln.

Israel hat allerdings wiederholt keine Delegation entsendet.

Es ist bedauerlich, dass die Israelis nicht teilgenommen haben. Der Terrorismus, insbesondere die
Anschläge vom 7. Oktober 2023, haben tiefe Spuren in der Seele Israels hinterlassen. Während aber
die Palästinenser bei der Versammlung mitmachen und für ihren Standpunkt werben, lässt Israel
diese Möglichkeit verstreichen – und damit in gewisser Weise auch seine Unterstützer im Regen
stehen. Es wäre wichtig, dass die Israelis sich beteiligen, damit beide Seiten gehört werden.

Sie haben sowohl beim „Summit of Speakers“, also dem Treffen der
Parlamentspräsidenten, stellvertretend für Julia Klöckner, als auch im Plenum eine Rede
gehalten. Welche Schwerpunkte haben Sie dabei gesetzt?

Im Mittelpunkt meiner Reden standen zwei Themen. Zum einen habe ich dafür geworben, Künstliche
Intelligenz als Chance für die Menschen im Mittelmeerraum zu begreifen. Entscheidend ist, dass
technologische Entwicklungen allen zugutekommen. Dafür brauchen wir Investitionen in digitale
Kompetenzen und berufliche Bildung, insbesondere für junge Menschen. Der zweite Schwerpunkt
war die Frage, wie dauerhafter Frieden im Nahen Osten gelingen kann. Dabei habe ich bewusst
einen Punkt hervorgehoben, der aus meiner Sicht häufig zu wenig ausgesprochen wird: Frieden
entsteht nicht allein durch Abkommen oder diplomatische Initiativen. Frieden ist nur möglich, wenn
er in den Köpfen der Menschen beginnt und der weit verbreitete Hass überwunden wird. Darüber
hinaus setzt er voraus, dass Terrorismus eindeutig verurteilt wird. Unterstützung für terroristische
Gewalt darf nirgendwo einen Platz haben. Regierungen müssen sich klar vom Terrorismus
distanzieren. Solange Terroristen als Freiheitskämpfer oder Verteidiger glorifiziert werden, fehlt die
Grundlage für Versöhnung und gegenseitiges Vertrauen. Erst wenn die Bereitschaft wächst, den



anderen anzuerkennen, miteinander zu sprechen und Versöhnung zuzulassen, kann ein nachhaltiger
Frieden gelingen. Genau dazu kann parlamentarische Diplomatie einen Beitrag leisten.

Welchen konkreten Beitrag leistet die Versammlung in der aktuellen Lage im Nahen Osten
zur parlamentarischen Diplomatie?

Die PV-UfM kann keine Friedensverträge schließen und keine Waffenstillstände aushandeln. Sie
kann aber dazu beitragen, dass der politische Dialog auch in Zeiten schwerster Krisen nicht abreißt.
Gerade weil hier Parlamente aus Staaten mit sehr unterschiedlichen Interessen und
Konflikterfahrungen an einem Tisch sitzen, können Vertrauen und gegenseitiges Verständnis
wachsen. Dabei dürfen wir die Ursachen des Konflikts nicht ausblenden. Ich habe in Kairo deutlich
gemacht, dass dauerhafter Frieden mehr verlangt als die bloße Ablehnung von Gewalt. Terrorismus
muss ohne jede Relativierung verurteilt werden. Wer Terroristen als Freiheitskämpfer oder
Verteidiger feiert, verhindert Versöhnung und Vertrauensbildung und erschwert jede politische
Lösung. Die PV-UfM leistet, auf der Basis des persönlichen Austauschs, eine wesentliche Vorarbeit
für politische Verständigung.

Wie groß war der Konsens bei der Abschlusserklärung – insbesondere zu den Aussagen
zum Nahen Osten?

Angesichts der sehr unterschiedlichen politischen Perspektiven der Mitgliedstaaten war der erzielte
Konsens durchaus ausgeglichen. Die Erklärung bekräftigt das Ziel einer gerechten und dauerhaften
Friedenslösung auf Grundlage der Zwei-Staaten-Lösung, fordert den Schutz der Zivilbevölkerung,
humanitäre Hilfe sowie eine Deeskalation der Konflikte. Dass sich die Mitgliedsparlamente trotz
ihrer unterschiedlichen Positionen auf diese Erklärung einigen konnten, ist ein wichtiges Signal für
die Dialogfähigkeit.

Die Abschlusserklärung setzt einen Schwerpunkt auf Künstliche Intelligenz (KI). Welche
konkreten Impulse erwarten Sie davon für die Zusammenarbeit im Mittelmeerraum?

Künstliche Intelligenz wird die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung der Region
nachhaltig prägen. Deshalb ist es richtig, dass die Erklärung einen menschenzentrierten und
verantwortungsvollen Ansatz verfolgt. Ich sehe großes Potenzial für eine engere Zusammenarbeit
zwischen der EU und den südlichen und östlichen Mittelmeeranrainern bei Forschung, Ausbildung,
Wissensaustausch und gemeinsamen Standards. Es geht dabei darum, die jungen Leute, und auch
die Frauen, viel stärker als bisher einzubinden. In dieser Region, in Nordafrika und und im nahen
Osten, ist der Anteil der jungen Menschen an der Bevölkerung sehr hoch. Diesen überwiegend sehr
engagierten Menschen muss man eine Perspektive geben. Es braucht eine stärkere Förderung: von
der Schul- über die Berufs- bis zur universitären Bildung. KI, richtig angewendet, bietet
insbesondere der neuen Generation enorme Chancen. Wenn wir in Bildung und Innovation
investieren, kann KI neue Beschäftigungsmöglichkeiten schaffen und wirtschaftliche Entwicklung
und Wohlstand in der Region rund um Europa fördern.

Die PV-UfM arbeitet seit Jahren ohne regulären Haushalt und dauerhaftes
Generalsekretariat. Hat die Tagung in Kairo hier Fortschritte gebracht?

Ja, es gibt einige Fortschritte. Die organisatorischen Voraussetzungen für das Sekretariat in Rom
sind inzwischen weiter vorangekommen. Allerdings sind noch nicht alle administrativen und
finanziellen Fragen abschließend gelöst. Deshalb bleibt die vollständige Arbeitsfähigkeit des
Sekretariats eine der wichtigsten Aufgaben der kommenden Monate.

Sie hatten berichtet, dass Sie zur institutionellen Weiterentwicklung der PV-UfM mit dem



Interim-Generalsekretär, Pietro Ducci, im Austausch stehen. Konnten Sie die Gespräche in
Kairo fortsetzen? Wann rechnen Sie mit einem arbeitsfähigen Sekretariat in Rom?

Ja, ich konnte die Gespräche mit Herrn Ducci in Kairo fortsetzen. Bis zum Jahresende 2026 soll das
Sekretariat in Rom eröffnet werden. Bis dahin soll es einen Generalsekretär und ein bis zwei weitere
Angestellte im Sekretariat geben. Ein Buchprüfer ist engagiert. Als nächster Schritt sollen ein
Bankkonto eröffnet und dann Beiträge der Mitgliedsparlamente erhoben werden. Bislang haben die
jeweiligen jährlichen Ausrichter anfallende Kosten getragen.

Welche Erwartungen verbindet Deutschland mit dem auf der Versammlung neu gewählten
Präsidium für die Jahre 2026 bis 2030?

Mit dem neuen Präsidium verbinden wir die Erwartung, dass die begonnenen institutionellen
Reformen fortgeführt werden. Dazu gehören insbesondere die Inbetriebnahme des Sekretariats in
Rom, die Schaffung einer Finanzierungsstruktur sowie eine stärkere politische Sichtbarkeit der
Versammlung. Gleichzeitig sollte die PV-UfM ihre Rolle als parlamentarisches Forum für den Dialog
zwischen Europa und den Mittelmeeranrainern weiter ausbauen.

Wo sehen Sie den größten Reformbedarf, damit die PV-UfM politisch sichtbarer und
handlungsfähiger wird?

Die Versammlung braucht vor allem verlässliche Strukturen, um dauerhaft wirksam arbeiten zu
können. Ein Generalsekretariat, das kontinuierlich arbeitsfähig ist, sowie eine langfristig gesicherte
Finanzierung bilden dafür die wichtigste Grundlage. Ebenso wichtig ist es, die Zusammenarbeit mit
der Union für den Mittelmeerraum und den nationalen Parlamenten weiter auszubauen. Denn je
besser parlamentarische Ideen und Initiativen in konkrete politische Zusammenarbeit umgesetzt
werden, desto sichtbarer und einflussreicher wird die PV-UfM.
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https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw30-interview-seif-1194728

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2026/kw30-interview-seif-1194728

